
Satzung 
über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen in der Gemeinde 

Oststeinbek 

Aufgrund des 5 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vorn 28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. 2003, S. 57), zuletzt geändert durch Art. 
2 des Gesetzes vorn 22.03.2012 (GVOBI. SchI.-H.‚ S. 371, 375) und der 55 20, 21, 23, 26, 
28 und 62 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der 
Fassung vom 25.11.2003 (GVBl. SchI.-H., S. 631; ber. 2004, 8.140) und des 5 8 des 
Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vorn 28.06.2007 
(BGBl. |, S. 1206) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Oststeinbek vorn 12.12.2016 und mit Zustimmung der für die Ortsdurchfahrten von 
Bundesfernstraßen zuständigen Straßenbaubehörde gemäß 5 8 Abs. 1 FStrG. i. V. m. 5 1 

Nr. 3 Buchstabe d) der Landesverordnung vom 02.07.1996 (GVOBI. SchI.-H. 1996, S. 526) 
folgende Satzung über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen in der Gemeinde 
Oststeinbek erlassen: 

51 
Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für Sondernutzungen und Nutzungen nach bürgerlichem Recht an 
folgenden, dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wegen und Plätzen 

(öffentliche Straßen): 

1. Ortsdurchfahrten im Zuge von Landesstraßen (Landstraßen l. Ordnung) 
2 Kreisstraßen (Landstraßen ||. Ordnung) 
3. Gemeindestraßen 
4. Sonstige öffentliche Straßen 

(2) Zu den Straßen im Sinne des Abs. 1 gehören der Straßenkörper, der Luftraum über dern 
Straßenkörper, das Zubehör und die Nebenanlagen. 

52 
Gemeingebrauch und erlaubnisbedürftige Sondernutzung 

(1) Gemeingebrauch ist derjedermann im Rahmen der Widmung und der Straßenverkehrs- 
vorschriften offenstehende Gebrauch der öffentlichen Straßen zum Verkehr. 
Kein Gemeingebrauch liegt vor, wenn die öffentlichen Straßen nicht zu dem 
bestimmungsgemäßen Zwecken benutzt werden, und/ oder ein Verhalten vorliegt, durch 
das andere gefährdet werden oder der Mitgebrauch anderer erheblich beeinträchtigt 
oder ausgeschlossen wird, wenn dadurch andere nicht mehr passieren können, das 
Passieren unzumutbar behindert wird oder infolgedessen Passanten in unzumutbarer 
Weise belästigt werden. 

(2) Sondernutzung ist jede über den Gemeingebrauch hinausgehende Benutzung der in 5 1 

dieser Satzung öffentlichen Straßen. 

(3) Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, bedarf der Sondernutzung an den 
in 5 1 dieser Satzung genannten öffentlichen Straßen der Erlaubnis (Sondernutzungs- 
erlaubnis) durch die Gemeinde Oststeinbek.
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5 3 

Erteilung und Erlöschen der Sondernutzungserlaubnis 

Die Sondernutzungserlaubnis ist bei der Gemeinde Oststeinbek zu beantragen. Sie ist 

mindestens eine Woche vor Inanspruchnahme der Sondernutzung schriftlich bei der 

Gemeinde Oststeinbek zu stellen.
' 

Folgende Unterlagen sollen dem Antrag beigefügt werden: 
1. eine maßstabsgerechte Zeichnung 
2. eine textliche Beschreibung 
3. Angaben darüber, wie den Erfordernissen der Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs sowie dern Schutz der Straße Rechnung getragen wird. 

Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann unter Bedingungen erteilt 
und mit Auflagen versehen werden. Sie ist ohne Zustimmung der Gemeinde Oststeinbek 
nicht übertragbar. 

Wird durch die Sondernutzung ein im Eigentum eines Dritten stehendes Grundstück in 
Anspruch genommen oder in seiner Nutzung beeinträchtigt, kann die Erteilung der 

Sondernutzungserlaubnis von der schriftlichen Zustimmung des Berechtigten abhängig 
gemacht werden. Entsprechend kann verfahren werden, wenn durch die Sondernutzung 
Rechte Dritter auf Benutzung der Straße, des Weges oder des Platzes über den 
Gemeingebrauch hinaus beeinträchtigt werden können. 

Die Erlaubnis erlischt durch Zeitablauf, Widerruf, Einziehung der Straße, des Weges 
oder des Platzes oder durch Verzicht. 

Der Sondernutzungsberechtigte hat gegen die Gemeinde keinen Ersatzanspruch, wenn 
die Straße gesperrt, geändert oder eingezogen oder die Erlaubnis widerrufen wird. 

54 
Pflichten der Sondernutzungsberechtigten 

Die Sondernutzungsberechtigten haben Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, 
dass sie den Anforderungen der Sicherheit sowie den anerkannten Regeln der Technik 
genügen. Arbeiten an der Straße bedürfen der Zustimmung des Trägers der 

Straßenbaulast / der Straßenbaubehörde. Die Sondernutzungsberechtigten haben ihr 

Verhalten und den Zustand ihrer Sachen so einzurichten, dass niemand gefährdet, 
geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt 
wird. 

Sie haben insbesondere die von ihnen erstellten Einrichtungen sowie die ihnen 

zugewiesenen Flächen in ordnungsmäßigem und sauberem Zustand zu erhalten. 

Die Sondernutzungsberechtigten haben auf Verlangen der Gemeinde die Anlagen auf 
ihre Kosten zu ändern und alle Kosten zu ersetzen, die dem Träger der Straßenbaulast 
durch die Sondernutzung entstehen. Hierfür kann der Träger der Straßenbaulast 

angemessene Vorschüsse und Sicherheiten verlangen. 

Die Sondernutzungsberechtigten haben für einen ungehinderten Zugang zu allen in die 
Straßendecke eingebauten Einrichtungen zu sorgen. Wasserablaufrinnen, 

Kanalschächte, Hydranten, Kabel-, Heizungs- sowie Revisionsschächte sind 

freizuhalten. Soweit beim Aufstellen, Anbringen oder Entfernen von Gegenständen der 
Straßenkörper aufgegraben werden muss, ist die Arbeit so vorzunehmen, dass 
nachhaltige Schäden am Straßenkörper und an den Anlagen, insbesondere den 
Wasserablaufrinnen und den Versorgungs- und Kanalleitungen vermieden werden sowie 
Änderungen ihrer Lage unterbleibt. Die Gemeinde ist spätestens eine Woche vor Beginn
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der Arbeiten schriftlich zu benachrichtigen. Die Verpflichtung, andere beteiligte 

Behörden oder Stellen zu benachrichtigen oder deren Genehmigung einzuholen, bleibt 
unberührt. 

Erlischt die Erlaubnis, haben die bisher Sondernutzungsberechtigten die Sondernutzung 
einzustellen, alle von ihnen erstellten Einrichtungen und die zur Sondernutzung 
vewvendeten Gegenstände unverzüglich zu entfernen und den früheren Zustand 
ordnungsgemäß wiederherzustellen. 

Wird eine Straße, ein Weg oder Platz ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder 
kommt der Sondernutzungsberechtigte seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann die 
Gemeinde die erforderlichen Maßnahmen zur Beendigung der Benutzung oder zur 
Erfüllung der Auflagen anordnen. Sind solche Anordnungen nicht oder nur unter 

unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich oder nicht Erfolg versprechend, kann sie 
den rechtswidrigen Zustand auf Kosten des Sondernutzungsberechtigten nach 5 238 
des Landesverwaltungsgesetztes sofort beseitigen oder beseitigen lassen; weiterer 

Voraussetzungen bedarf es nicht. 

5 5 
Wahlwerbung 

Wahlwerbung bedarf der Erlaubnis der Gemeinde und ist in einem Zeitraum von sechs 
Wochen unmittelbar vor sowie zwei Wochen nach dem Wahltag unter folgenden 

Voraussetzungen zulässig: 

a) Die Gesamtzahl der Werbeträger wird auf 35 Plakate (DIN A O) je Partei beschränkt. 
Es besteht nicht die Möglichkeit Wahlwerbung auf Großplakatwänden zu betreiben. 

b) Werbeflächen können nur von Parteien beansprucht werden, die zu der anstehenden 
Wahl eigene Wahlvorschläge eingereicht haben und zur Wahl zugelassen sind. Eine 
erteilte Erlaubnis wird widerrufen, sobald eine Partei ihre Wahlvorschläge 
zurückgezogen hat. Den einzelnen Parteien können bestimmte Aufstellplätze 

zugewiesen werden. 

Absatz 1 gilt für nicht unter das Parteiengesetz fallende politische Vereinigungen 
entsprechend. 

5 6 

Haftung 

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die sich aus dern Zustand der Straßen und der 
darin eingebauten Leitungen und Einrichtungen für die Sondernutzungsberechtigten und 
die von ihnen erstellten Anlagen ergeben. Mit der Vergabe der Fläche übernimmt die 
Gemeinde keinerlei Haftung, insbesondere nicht für die Sicherheit der von den 
Benutzern eingebrachten Sachen. 

Der Sondernutzungsberechtigte haftet der Gemeinde für alle Schäden durch unbefugte, 
ordnungswidrige oder nicht rechtzeitig gemeldete Arbeiten. Er haftet der Gemeinde 
dafür, dass die Sondernutzung die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigt. Er hat die 

Gemeinde von allen Ansprüchen freizustellen, die von dritter Seite gegen die Gemeinde 
aus der Art der Benutzung erhoben werden können. Er haftet ferner für sämtliche 

Schäden, die sich aus der Vernachlässigung seiner Pflichten zur Beaufsichtigung seines 
Personals und der von diesem verursachten Verstößen gegen diese Satzung ergeben. 

Die Gemeinde kann verlangen, dass der Sondernutzungsberechtigte zur Deckung des 
Haftpflichtrisikos vor der Inanspruchnahme der Erlaubnis den Abschluss einer 

ausreichenden Haftpflichtversicherung nachweist und diese Versicherung für die Dauer



der Sondernutzung aufrechterhält. Auf Verlangen der Gemeinde sind ihr der 
Versicherungsschein und die Prämienquittungen vorzulegen. 

57 
Sondernutzungserlaubnis in besonderen Fällen 

(1) Die Erlaubnis für eine Sondernutzung gilt als erteilt, wenn die dafür vorgesehenen 
baulichen Anlagen baurechtlich genehmigt sind und die Gemeinde Oststeinbek dem 
Bauantrag zugestimmt hat: 

a) Vordächer, Sonnendächer (Markisen), Gesimse, Balkone, Fensterbänke in einer 

Höhe von mindestens 2,50 m über öffentlichen Gehwegen, 
b) Hinweisschilder auf öffentliche Gebäude, öffentliche Einrichtungen und 

Gottesdienste, 

c) Wartehallen und ähnliche Einrichtungen für den Linienverkehr, 

(2) Eine nach Absatz 1 erlaubte Sondernutzung kann widerrufen werden, wenn sie die 
Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigt oder sonst nicht 

gemeinverträglich ist. 

58 
Nutzung nach bürgerlichem Recht 

Die Nutzung der in 9 1 dieser Satzung genannten öffentlichen Straßen über den 
Gemeingebrauch hinaus richtet sich nach bürgerlichem Recht, sofern 

1. durch die Nutzung der Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt wird 
oder 

2. die Nutzung der öffentlichen Versorgung dient. 

5 9 

Erstattung von Mehrkosten 

Wenn eine öffentliche Straße wegen der Art des Gebrauchs durch einen anderen verändert 
oder aufwendiger hergestellt werden muss (z. B. Befestigung von Gehwegen, Absenkung 
von Hochborden‚ Verrohrung von Gräben), so wird die Herstellung von der Gemeinde 
durchgeführt oder veranlasst. Die Mehrkosten für die Herstellung und Unterhaltung sind der 
Gemeinde zu erstatten. Die Gemeinde kann Vorschüsse und Sicherheiten verlangen. 

5 10 
Gebühren 

(1) Für die Sondernutzungen werden Gebühren nach einer besonderen Gebührensatzung 
erhoben. Nutzungen, die nicht unter Ziffer 1.1 bis 7.2 aufgeführt sind oder den dort 
aufgeführten Nutzungen entsprechen, werden nach dern tatsächlichen Aufwand 
berechnet. 

(2) Die Gebührenpflicht entsteht 

a. mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis 

b. bei unbefugter Sondernutzung mit dern Beginn des Gebrauchs der öffentlichen 
Straße 

(3) Die Gebühr wird mit der Erteilung der Erlaubnis, spätestens jedoch innerhalb von 14 
Tagen nach Erlaubniserteilung fällig. 

(4) Gebührenschuldner ist der Antragsteller. lm Falle nicht genehmigter Sondernutzung ist 

Gebührenschuldner, wer den Beginn des Gebrauchs der öffentlichen Straße selbst oder 
durch beauftragte Dritte herbeigeführt hat.
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5 11 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühr im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Erhebung folgender Daten gemäß 5 11 i. V. mit 

5 13 Abs. 3 Nr. 1 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) in der geltenden Fassung durch die 
Gemeinde Oststeinbek zulässig. Personenbezogene Daten werden erhoben über 

a) Namen, Vornamen, Anschrift, Geburtsdatum, Familienstatus und ggf. 

Kontoverbindung (bei Gebührenerstattungen) der! des Gebührenpflichtigen. 

b) Namen und Anschrift eines evtl. Handlungs- oder Zustellungsbevollmächtigten. 

Daten dürfen erhoben werden durch Mitteilung oder Übermittlung von: 
Einwohnermeldeämtern 
Bereich Liegenschaften der Gemeinde Oststeinbek 
Bereich Bauverwaltung der Gemeinde Oststeinbek 
Gewerbemeldungen 
Grundbuchamt 
Katasteramt 

Bundeszentralregister 

Kraftfahrtbundesamt 

Vorbesitzern, Vermietern, Verpächtern, Eigentümern 

Neben diesen Daten werden die für die Errechnung und Festsetzung der Gebühr 
erforderlichen Daten erhoben. 

Soweit zur Veranlagung zur Gebühr nach dieser Satzung im Einzelfall erforderlich, 

dürfen auch weitere in den genannten Datenquellen vorhandene personenbezogene 
Daten für Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung erhoben, verwendet und 
weiterverarbeitet werden. 

Der Einsatz technikunterstützter lnformationsverarbeitung ist zulässig. 

5 12 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft, gleichzeitig tritt 
die bisherige Satzung der Gemeinde Oststeinbek über die Sondernutzung an öffentlichen 
Straßen vom 26.06.2003 außer Kraft. 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

Oststeinbek, 29. 1 2.201 6

) 

/Ä‚ 
Hettwer 
Bürgermeister



Anlage zur Satzung über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen 

in der Gemeinde Oststeinbek 
Gebührensatzung 

.. Gebühr bei Gebühr bei 

Nr_ 

Gebumengegen8tand 
Ablehnung Gesiattung 

1. Verkaufs-‚ Informations- und Werbestände 
Imbiss-, Getränke und Speise-, Verkaufs-, Werbe- und 

1.1 Informationsstände je m2 

ben regelm_aßlg wm_derkehrender Nutzung an mmdestens 
22,50 4,50 

10 Tagen lm Jahne Tag 
bei einmaliger oder gelegentlicher Nutzung je Tag 30,00 

1.2 Aufstellen von Tischen, Stühlen u.! o. ergänzenden 
22 50 

Gegenständen zum Verkauf oder Bewirtung je m2 ’ 

monatlich 36,00 

jährlich 116,00 

1.3 Verkaufsstände für den Verkauf von Weihnachtsbäumen 
je 50 m2 und 3 Wochen “’25 26’°° 

Flohmärkte, Messen, Weihnachtsmärkte und ähnliche 
1.4 Veranstaltun en 'e m2 

45’00 
9 J 

täglich 53,00 

wöchentlich 80,00 

1.5 Stromnutzung für 1.1-1 .4 pauschal je Tag 3,60 

1.6 Wasser/Abwasser für 1.1—1 .4 pauschal je Tag 1,90 

1_7 
Schaustellereinrichtungen wie Fahrgeschäfte, Podeste, 

Tribünen sowie ähnliche Einrichtungen je m2 45,00 

Ausstellungsfläche; Ver— und Entsorgung nach Aufwand 

täglich 64,00 

wöchentlich 106,00 

|1.8 Postablagekästen, je Ablagekasten 11,25 

monatlich 19,00 

jährlich 21,00 

2. Filmaufnahmen 
2.1 Fahrzeuge je m2 / Tag 22,50 30,00 

2.2 Kabel lfd. Meter / Tag 22,50 30,00 

2.3 sonst. Equipment, abgesperrter Bereich m2 / Tag 22,50 30,50 

2.4 Stromnutzung nach Aufwand, Grundgebühr 11,25 11,25 

3. Hinweisschilder und Plakate 
3.1 Hinweisschilder, Wegweiser und Übersichtskarten 

bis zu einer Größe von 1 m2 jährlich 15,00 21,00 

je weiteren m2 2,50 

4. Baustelleneinrichtungen 

4.1 Baustelleneinrichtungen im weitesten Sinne, Baugeräte, 

Bauwagen, Bauteiletten, Lagerung von Baumaterial oder 22,50 

Bauschutt je m2



__ Gebühr bei Gebühr bei 

Nr‘ 

Gebumengegen3tand 
Ablehnung Gestattung 

wöchentlich 35,00 

monatlich 64,00 

[4.2 Container für Bauschutt und sonstige Abfälle 1 1 ‚25 

je angefangene Woche 26,00 

|4.3 Bauzäune je laufenden Meter 11,25 

wöchentlich 20,00 

monatlich 34,00 

4.4 Unterirdische Leitungen und Kanäle einschließlich der 

Schächte, Absperreinrichtungen sowie Kabel- u. 11,25 

Linienverzweigerje angefangene 100 m 
jährlich 130,00 

4.5 Oberirdische Leitungen für Ver- und Entsorgung je 
11,25 

angefangene 100 m 
wöchentlich 21 ‚OO 

monatlich 38,00 

4.6 Überspannungen, Kabel- u. Transportbrücken über 
22 50 41 00 

öffentlichen Verkehrsraum je laufenden Meter ’ ’ 

wöchentlich 31,00 

monatlich 48,00 

5. Verkaufsgeber 
5.1 Automaten, Auslage- und Schaukästen, die mit einer 

baulichen Anlage verbunden o. an anderen 

Gegenständen außerhalb der Straßen angebracht sind 
22 50 

und mehr als 30 cm in einen Gehweg, Fußgängerzone ’ 

oder verkehrsberuhigten Bereich hineinragen je 

angefangenen m2 

jährlich 52,00 

5.2 Frei im Straßenraum aufgestellte Automaten, Auslage— 
.. . 22,50 

und Schaukasten je angefangenen m2 

jährlich 32,00 

6. Vertretertätigkeiten 

6.1 Soweit Sie _Straßgnpassanten beruhrt, Straßenfotografen, 
45,00 52,50 

Zettelverte1lung Je Person 

täglich 52,50 

wöchentlich 79,00 

7. Sonstige Sondernutzungen 
7'1 

Abstellen von nicht zugelassenen Kraftfahrzeugen oder 

Anhängern bzw. nicht betriebsbereiten Kraftfahrzeugen 45,00 

oder Anhängern länger als 24 Stunden 

je LKW 
wöchentlich 55,00 

monatlich 84,00 

je PKW



Gebührengegenstand 
Gebühr bei Gebühr bei 

Nr. 
Ablehnung Gestattung 

wöchentlich 53,00 

monatlich 81,00 

je Motor-‚ Kleinkraftrad‚ Mofa 

wöchentlich 53,00 

monatlich 79,00 

je Anhänger mit mehr als einer Achse 
wöchentlich 54,00 

monatlich 83,00 

je Anhänger mit einer Achse 

wöchentlich 53,00 

monatlich 81,00 

7.2 Abstellen von Kraftfahrzeugen oder Anhängern zu 
Werbezwecken je Fahrzeug oder Anhänger 
wöchentlich 54,00 

monatlich 83,00 

7.3 Nutzungen, die nicht unter 1.1 bis 7.2 aufgeführt sind 

oder den dort aufgeführten Nutzungen entsprechen, 
werden gemäß 5 10 Abs. 1 der Sondernutzungssatzung 

berechnet


